AMTSBLATT 


DES K. u. K. KREISKOMMANDOS in OPATÓW. 


Abonnement vierteljährig 3 Kronen, OPATÓW, am 15. Mai 1916. 


einzelne Exemplare 10 Heller. Nr. 10. 


INHALT: DER ÄMTLICHE TEIL: 1) Mil.-Gen.-Gouvernements, 2) Verordnung des Armee- 
oberkommandanten vom 22|IV. 1916, betreiiend das Spiritus und Branntwein-monopol und die Bekämpfung der 
Trunksucht. 3) Vdg. des Armeeoberkommandanten vom 3. April 1916, betreffend die. Feld ~ und Erntearbeiten., 


4) Kundmachung wegen Anwerbung der landwirtschaftlichen Arbeiter. 5) Wochenseuchenrapporte der Gemein- 


An die Bevölkerung des 


den. 6) Verbrauchsabgaben im Okkupationsgebiete. 7) Grenzpolizei ~ Wailengebrauch. 8) Aviso. 9) K. u. k. 
Heeresbahn Nord, Sämmelstelle tür Fundgegenstände. 10) Rabelfalsilikate, Ausiorschung. 11) Evakuierte, 
Ausiorschung. 
ze 
besten Kräften weiter zu lindern und die fernere ge- 
1. deihliche Entwicklung des Landes zu fördern. 


AN DIE BEVÖLKERUNG 
des Mil.-Gen.-Gouvernemenis! 


Auf Allerhöchsten Befehl Seiner k. u. k Aposto- 
lischen Majestät, meines allergnädigsten Herrn, über- 
nehme ich das Amt des Militärgeneralgouverneurs im 
österr.-ungar. Okupationsgebiete in Polen. 


In dieser Eigenschaft begrüße ich die Bevölke- 
rung des mir anverfrauten Landes aufs wärmste. 


Die Prinzipien der Gerichtigkeit und des Wohl- 
wollens. nach denen mein ausgezeichneter Vorgän- 
ger das Land verwaltet hat, werden auch mir zur 
Richtschnur dienen. Von Euch hingegen erwarte ich, 
daß Ihr mir durch tadelloses Verhalten ein wohlwol- 
lendes und freundschaitliches Vorgehen ermöglichen 
werdet. 


Getreu den Absichten meines erhabenen Monar- 
chen, dem Euer Wohl am Herzen liegt, werde ich 
mein Bestreben darauf richten, die schweren Wun- 
den, die der Krieg dem Lande geschlagen hat. nach 


Ich fordere Euch alle auf, mich bei dieser Arbei 
zu unterstützen und mir Euer volles Vertrauen entge- 
genzubringen. 


Lublin, am 9. Mai 1916. 


Der k. u. k. Mil.-Gen.-Gouv. 


KARL KUK FZM. m. p. 


2; 


Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanien vom 22. April 1916. 


Betreffend das Spiritus - und Branntweinmonopol 
und die Bekämpfung der Trunksucht. 


Auf Grund der Mir Kraft Allerhöchsten Oberfehles 
übertragenen Befugnisse der obersten Zivil - und 
Militärgewalt finde ich für die in österreichisch - un- 


2. 


garischer Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


I ABSCHNITT. 


Spiritus und Branntweinmonopol. 


SH 


Einfuhr- und Absatzmonopol. 


Die Einfuhr von Spiritus und Branntwein in das 
Ok kupatiosgebiet und der Absatz von Spiritus und 
Branntwein in diesem Gebiete sind der k. u. k. Mi- 
litärverwaltung vorbehalten. 


Unter Spiritus werden alle gebrannten alkohol- 
hältigen Flüssigkeiten, unter Branniwein alle solche 
Flüssigkeiten verstanden, die sich mit oder ohne Zu- 
satz zum Getränke eignen. 


82. 


Ausnahmen vom Monopole. 


Das Militärgeneralgouvernement kann durch Ver- 
ordnung bestimmen, daß die Einfuhr und der Absatz 
bestimmter Arten von Spiritus oder Branntwein vom 
Einfur- ind Absatzmopole allgemein ausgenommen 
ist oder einzelnen Personen auf ihr Ansuchen bewil- 
ligt werden kann. 


83. 
Einfuhr und Ausfuhr. 


Die Einfuhr von „Spiritus oder Branntwein in 
das Okkupationsgebiet durch die k. u. k. Milifärver- 
waltung ist zollirei. 


Die Einfuhr für die in § 4, Punkt 1, 2, 3 und 
6, der Zollordnung (Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanten vom 31. Mai 1915, Nr. 15 V.-Bl.) bezei- 
chneten Zwecke unterliegt keiner Beschränkung. 


Die Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein aus 
dem Okkupationsgebiete ist verboten. Ausnahmen von 
diesem Verbote werden vom Militärgeneralgouverne- 
ment oder von den hiezu durch Verordnung des Mi- 


litärgeneralgouvernements besonders ermächtigten 
Organen bewilligt. 
§ 4. 
Ermächtigung zum Absatze von Spiritus oder 
Branntwien. 


Zum Absatze von Spiritus oder Branntwein kön- 
nen einzelne Personen von der k. u. k. Milifärver- 
waltung durch Erteilung der Konzession zum Spiritus- 


NT. 10: 


oder Branntweinhandel nach Maßgabe des II Ab- 
schnittes ermächtigt werden. 


Die Konzession ersetzt auch die Einkaufsbewil- 
ligung ($ 4 der Verordnung des Armeeoberkomman- 
danten vom 15. Dezember 1915, Nr. 47 V.-Bl.). 


g 5. 


- Dreisbesiimmung, 


Die Preise für den Verschleiß von Spiritus oder 
Branntwein werden durch Verordnung des Militär- 
generalgouverneurs festgesetzt. Die nach S 2 vom Ab- 
satzmonopole allgemein ausgenommenen Arten von 
Spiritus oder Branntwein können von der Preisbe- 
stimmung ausgenommen werden. 


Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die 
Preise, zu denen der Erzeuger den Spiritus oder 
Branntwein der k. u. k. Militärverwaltung abgeben 
muß, sowie die Preise, zu denen ihn die k.u.k. Mi- 
litärverwaltung den Händlern überläßt. Die letzteren 
Preise sind für Branntwein in Gold zu entrichten; 
das Militärgeneralgouvernement kann in rücksichts- 
würdigen Fällen eine andere Art der Zahlung be- 
willigen. 


Alle indirekten Abgaben von der Erzeugung 
oder vom Absatze der durch die k. u. k. Militärver- 
waltung eingeführten oder erworbenen Spiritus oder 
Branntweines sind aufgehoben. 


II ABSCHNITT. 


Gewerberechtliche Beschtimmungen. 


§ 6. 
Konzessionsbehörde, Konzessionsurkunde. 


Zum Handel mit Spiritus oder Branntwein ist 
eine Bewilligung (Konzession) des Kreiskommandos 
notwendig, in dessen Amtsgebiete der Betrieb stattlin- 
den soll. 


Die Konzession kann auch für den Handel mit 
bestimmten Arten von Spiritus oder Branntwein oder 
für bestimmte Arten des Gewerbebefriebes erteilt 
werden. 


Insbesondere: 


1. für den Handel mit solchen Arten von Spiri- 
tus oder Branntwein, deren Absatz vom Monopole 
der k. u. k. Militärverwaltung ausgenommen ist 


GE) 


2. für den Handel mit solchen Arten von Spi- 
ritus oder Branntwein, deren Absatz unter das Mo- 
nopol des k. u. k. Militärverwaltung fällt (§ 4), 
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3, für den Ausschank von Branntwein oder für 
den Handel mit Branntwein in Mengen von weniger 
als fünf Litern. 


Über die Bewilligung wird eine Urkunde (Kon- 
zessionsurkunde) ausgestellt. 


SL: 


Konzessionsinhaber. 


Die Konzession wird nur durchaus verlässlichen 
und unbescholtenen Personen erteilt, die eine ent- 
sprechende allgemeine und kaufmännische Bildung 
besitzen. 


Der Betrieb des Gewerbes durch einen Pächter 
ist verboten. Der Betrieb durch einen Stellvertreter auf 
Rechnung des Konzessionsinhabers bedarf der Ge- 
nehmigung des Kreiskommandos. Der Stellvertreter 
muss den Voraussetzungen des ersten Absatzes ent- 
sprechen. 


Nach dem Tode des Konzessionsinhabers kann 
das Gewerbe für Rechnung der Witwe, die mit ihm 
bis zum Tode in gemeinsamem Haushalte gelebt hat, 
während des Witwenstandes oder für Rechnung der 
erbberechtigten minderjährigen Deszendenten bis zur 
Erreichung der Grossjährigkeit auf Grund der frühe- 
ren Konzessionsurkunde fortgeführt werden; dem 
Kreiskommando ist hievor die Anzeige zu erstatien 
und, nach Erfordernis, ein im Sinne des vorhergehen- 
den Absatzes geeigneter Stellvertreter namhafit zu 
machen. 


§ 8. 


Branntweinausschank. 


Die Konzession zum Ausschanke von Brannt- 
wein (§ 6, Punkt 3) wird nur solchen Bewerbern 
erteilt, die in demselben Lokale auf Grund sonstiger 
Gewerbeberechtigungen auch die Verabreichung von 
Speisen und den Ausschank anderer Getränke be- 


treiben. 


Die im ersten Absatze bezeichneten Gastwirte 
können zum Genusse im Gastlokale Branntwein in 
unverschlossenen Gefässen bis zur Menge von höch- 
stens einem Achtelliter verkaufen. 


Im übrigen darf Spiritus oder Branntwein nur 
in handelsüblich verschlossenen Gefässen und nicht 
zum Genusse im Verkaufslokale selbst verkauft wer- 
den, 


g 9. 


Betriebsstätte. 


Auf Grund derselben Konzession kann der Spi- 
ritus oder Branntweinhandel nur in einer Gemeinde 
und nur in den in der Konzessionsurkunde bezeich- 
neten Betriebsstätten ausgeübt werden. 


Bei Uebersiedlung innerhalb derselben Gemeinde 
ist dem Kreiskommando, wenigstens eine Woche vor 
Eröffnung des Betriebes in der neuen Betriebsstälte, 
die Anzeige zu erstatten. 


Die Uebersiedlung des Branntweinausschankes 
GG 8) bedarf der Genehmigung des Kreiskommandos. 


s 10 
Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art und 
den Umfang des Betriebes, insbesondere die in § 6 
unter 1, 2 und 3 bezeichneten Beiriebsarten, und ob 
die Ware nur an Händler oder auch unmittelbar an 
Konsumenten abgegeben werden darf. 


8 ıl. 
Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Spiritus oder Branntweinhandels 
ist unter amtliche Aufsicht gestellt. 


Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufenen 
Organen ist der Eintritt in die Gewerberäume, deren 
Durchsuchung, sowie die Einsicht in die Geschäfts- 
bücher und sonstigen Aufzeichnungen über den Spi- 
ritus oder Branntweinhandel freigestellt. 


Der Kreiskommandant kann verfügen, dass Be- 
triebsstätten, in denen der Handel mit Branntwein 
ausgeübt wird, an bestimmten Tagen oder zu bestimm- 
ten Stunden geschlossen werden müssen. 


SG 
Verbotene Arten des Absatzes. 


Die Verwendung von Automaten zum Absatze 
von Branntwein ist verbofen. 


Nichtflüssige Stoffe, die ausschliesslich zur Her- 
stellung von Branntwein bestimmt sind, dürfen nur 
an die zur Branntweinerzeugung befugten Gewerbe- 
treibenden verkauft werden. Das Feilhalten solcher 
Stoffe in allgemein zugänglichen Geschäftslokalen ist 


verboten. 


S 13. 
Apotheken. 


Der Verkauf bestimmter Arten von Spiritus oder 
Branniwein über ärztliche Verschreibung Im Betriebe 
von Apotheken wird durch. die Vorschriften dieses 
Abschnittes nicht berührt. 


Apotheker sind zum Absatze der nach den Sa- 
nitätsvorschriiten zum Verkaufe in Apotheken zuge- 
lassenen Arten von Spiritus oder Branntwein ohne 
Erteilung einer Konzesion gemäss § 4 ermächtigt. 


IL Abschnitt. 


Privatrechtliche Bestimmungen. 


§ 14. 
Nichtklagbarkeit von Zechschulden. 


Forderungen aus dem Verkaufe von Branntwein 
sowie von anderen geistigen Getränken an den Kon- 
sumenten sind nicht klagbar, wenn der Schuldner zur 
Zeit der Entstehung der späteren Forderung eine frü- 
here Schuld derselben Art an denselben Gläubiger 
nicht bezahlt hat. ; 


Forderungen für die wiederholte Verabreichung 
der im ersten Absatze bezeichneten Getränke an einen 
Gast während seines ununterbrochenen Aufenthaltes- 
in der Gastwirtschaft oder während seiner Beherber- 
gung in demselben Gasthause gelten als einheitliche 
Forderung. 


Die gemäss Absatz 1 nicht klagbaren Zechschul- 


den kënnen auch nicht gegen Forderungen des Schul- 
dners aufgerechnet werden. 


S 18 
Ungülfigkeit von Verträgen. 
Ungültig sind: 


Pfiand-und Burgschaftsverfräge zur Beiesfigung 
der nach $ 14 nichtklagbaren Forderungen; 


Arbeitsverträge, vermöge deren dem Arbeitneh- 
mer auf Rechnung des Lohnes gebrannte geistige 
Getränke verabreicht werden. 


IV. Abschnitt 
Strafrechtliche Bestimmungen. 


§ 16. 


Verabreichung geistiger Getränke an Unmündige 
und Tinker, 
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Verboten ist: 


1. beim Ausschanke geistiger Getränke oder 
beim Handel mit diesen Getränken einem Unmündi- 
gen ein geistiges Getränk zum eigenen Genusse zu 
verabreichen oder verabreichen zu lassen. 


2. einem Unmündigen geistige Getränke von 
solcher Art oder in solchen Mengen oder so häufig 
zum eigenen Genusse zu verabreichen oder verabrei- 
chen zu lassen, dass ihr Genuss die Gesundheit 
oder körperliche Entwicklung des Unmündigen gefähr- 
den kann. 


3. einen seiner Aufsicht oder Obhut unterste- 
henden Unmündigen geistige Getränke von solcher 
Art oder in solchen Mengen oder so haufig genies- 
sen zu lassen, dass ihr Genuss die Gesundheit oder 
körperliche Entwicklung des Unmündigen gefährden 
kann. 


4. einem offenbar Trunkenen ein geistiges Ge- 
tränk zu verabreichen oder verabreichen zu lassen. 


S 17. 


Verbot der Verabreichung geistiger Getränke an 
bestimmte Personen. 


Das Kreiskommando und auf Grund seiner Er- 
mächtigung der Gemeindevorsteher können das Ver 
bot erlassen, bestimmten Personen geistige Getränke 
zu verabreichen. Das Verbot wird innerhalb seines 
Geltungsbereiches in ortsüblicher Weise verlautbart. 


§ 18. 


Umgehung der Nichtklagbarkeit von Zechschulden, 
Abschluss ungülfiger Verträge. 


Verboten ist: 


1. sich vom Schuldner einer nach § 14 nicht- 
klagbaren Forderung, von dessen Familienangehörigen. 
vom Pfandbesteller oder Bürgen ($ 15) eine Urkunde 
ausstellen zu lassen, die keinen oder einen unwahren 
Verpflichfungstitel enthält und eine Umgehung der 
Nichtklagbarkeit, der Unzulässigkefi der Aufrechnung 
oder der Ungültigkeit der Pfand-oder Bürgschaitsbe- 
stellung bewirken soll; 


2. sich die Erfüllung einer nichtklagbaren For- 
derung aus dem Verkaufe geistiger Getränke durch 
Verpfändung der Ehre, eidliche oder eine ähnliche 


` Beteuerung versprechen zu lassen; 


3. mit einem Arbeitnehmer einen Arbeitsvertrag 
abzuschliessen, der nach § 15 ungültig ist. 
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§ 19. 
Stratkompetenz und Strafausmass. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer auf 
Grund derselben erlassenen Vorschriit werden vom 
Kreiskommando-soierne die Handlung nicht unter 
eine strengere Straibestimmung fällt-mit Geldstrafe 
bis zu fünftausend Kronen oder mit Arrest bis zu 
sechs Monaten bestraft. 


Neben der Freiheitsstraie kann Geldstrafe bis zu 
dreitausend Kronen verhängt werden. 


V. Abschnitt. 


Allgemeine und Schlussbestimmungen. 
S 20. 


Ermächtigung zu Durchführungsmassnahmen. 


Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, alle 
Verordnungen zu erlassen und alle Einrichtungen zu 
schaffen, die zur Durchführung des Spiritus- und 
Branntweinmonopoles notwendig sind. 


§ 21. 
Zwangsmassnahmen. 


Die Konzession zum Handel mit Spiritus oder 
Branntwein kann jederzeit entzogen werden 


Sie muss entzogen werden, wenn die Vorausse- 
tzung der Verlässlichkeit und Unbescholtenheit des 
Konzessionsinhabers wegfäll oder beim Betriebe diese 
Verordnung oder eine auf Grund derselben erlassene 
Vorschrift trotz wiederholter Bestrafung und behördli- 
cher Mahnung nicht eingehalten wird. 


Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreiskom. 
mando die Betriebsstätte zwangsweise schliessen 
und die Beschlagnahme der Waren verfügen. 


S 22 
Übergangsbestimmungen, 


Die im Okkupaliosgebiete vorhandenen, zur 
Veräusserung bestimmten und nicht durch die kuk 
Militärverwaltung eingeführten oder erworbenen Vor- 
räte an Spiritus und Branntwein können ohne Ermäch- 
tigung der k. u. k. Militärverwaltung nur bis 15. Mai 
1916 abgesetzt werden, soferne sie nicht vor diesem 
Tage beim Kreiskommando, in dessen Amitsgebiete 
sie lagern, angemeldet werden. 


Die Anmeldung wird bescheinigt. 


Nicht angemeldete Vorräte werden mit dem 15. 
Mai 1916 vom Kreiskommando als verfallen erklärt. 


CG 


Angemeldete Vorräte können ohne Ermächtigung 
der k. u. k. Militärverwaltung bis 1. Juli 1916 abge- 
setzt werden. Die bis dahin nicht abgesetzten Vorrä- 
te werden von der k. u. k. Militärverwaltung zu den 
vereinbarten oder zu jenen Preisen übernommen, zu 
denen der Spiritus oder Branntwein den Händlern 
überlassen wird (§ 5, Absatz 2). 


In Bezug auf die im ersten Absatze bezeich- 
neten Vorräte, können die nach den Landesgesetizen 
eingehenden indireckten Steuern durch Verordnung des 
Militärgeneralgouverneurs bis zum Betrage von hun- 
dert Prozent des Sieuersatzes erhöht werden. 


Personen, denen die Ausfuhr eines. bestimmten 
Spiritus- oder Branntweinvorrates. aus ‚der Monarchie 
bewilligt wurde, können diesen Vorrat bis zum 15. 
Mai 1916 einführen. Die beireiienden Vorräte unterlie- 
gen nach der Einfuhr den Vorschriften dieses Para- 
graphen. 


SES 


Bestehende Gewerberechte. 


Der Handel mit den in $ 22 bezeichneten Vor- 
räten sowie der Handel mit jenen Arten von Spiritus 
oder Branntwein, die vom Absatzmonopole ausge- 
nommen sind ($ 2), kann ohne Erwirkurg der in 
§ 6 vorgeschriebenen Konzession erfolgen, wenn der 
Händler beim Inkrafttreten dieser Verordnung hiezu 
auf Grund früher erworbener Gewerberechte be- 


fugt war. 


§ 24. 
Aufhebung älterer Vorschriften. 
Die russischen Vorschriften über die in dieser 
Verordnung geregelten Gegenstände insbesondere- die 


Gewährung von Vergütungen bei der Ausfuhr von 
Spiritus oder Branntwein sind aufgehoben. 


Auf Steuerrückvergüfungen findet der erste Ab- 
satz keine Anwendung. 


§ 25. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1916 in 
Kraft. 


Erzherzog FRIEDRICH, F. M., m. p. 


6. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 3. April 1916, 


betreffend die Feld- und Erntearbeiten, 


Auf Grund der Mir Kraft Allerhöchsten Oberbe- 
fehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- 
und Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch- 
ungarischer Militärverwaltung stehenden Gebiete 
Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


ARTIKEL 1. 


Wirtschaitszwang. 


Wer über ein landwirtschaftliches Grundstück 
verfügt, ist verpflichtet, dasselbe ordnungsmäßig zu 
bestellen und für die Einbringung und rationelle 
Verwertung der Ernte zu sorgen. 


ARTIKEL II. 


Wirtschaftskommissionen. 


St 


Zweck und Befugnisse. 


Um die rechtzeitige und zweckmäßige Felder- 
bestellung zu sichern, werden Wirtschaitkommissio- 
nen eingesetzt. 


Ihnen obliegt: 


1. die vorhandenen Betriebsmittel und Arbeits- 
kräfte sowie den ungedeckten Bedarf an solchen 
festzustellen; 


2. die Grundstücke, die mit den Kräften des 
Betriebes, zu dem sie gehören, nicht bewirtschaitet 
werden können, die nötigen Arbeitskräften und Be- 
triebsmittel zu beschafien; 


3, für verlassene Grundstücke sowie für Grund- 
stücke, die tatsächlich nicht bewirtschaftet werden, 
die Bewirtschaftung zu sichern. 


Das Amt eines Mitgliedes der Wirtschafskom- 


mission ist ein Ehrenamt und darf nicht abgelehnt 
werden. 


82. 
Zusammensetzung. 


Für jeder Gemeinde wird in der Regel eine Wirt. 
schaftskommission bestellt. Der Kreiskommandant 
kann mehrere Gemeinden in das Amtsgebiet einer 
Kommission vereinen. 


jede Wirtschaftskommission besteht aus fünf bis 
sieben in ihrem Amtsgebiete ansässigen Mitgliedern. 
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Der Kreiskommandant ernennt die Mitglieder 
und, über ihren Vorschlag, den Vorsitzenden. 


Vom ausscheiden eines Mitgliedes hat die Wirt- 
schaftskommission unverzüglich dem Kreiskomman- 
danten behufis Ernennung eines anderen Mitgliedes 
Meldung zu erstatten. 


Der Kreiskommandant überwacht die Tätigkeit 
der Wirtschaftskommission; er kann säumige Kommis- 
sionen auflösen, Kommissionsmifglieder entheben und 
durch andere ersetzen. Diese Verfügungen des Kreis- 
kommandanten sind entgiltig. 


83, 
Beschlußfassung. 


Die Wirtschaftskommission wird vom Vorsitzen- 
den nach Bedarf einberufen; sie ist beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend 
sind. 


Die Beschlüsse werden mit absoluter Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Wenn eine solche Mehrheit nicht 
zu Stande kommt sowie bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet der Vorsitzende. 


Die Beschlüsse werden protokolliert, eine Ab- 
schrift des Protokolles wird dem Kreiskommando 
vorgelegt. 

Wenn die Wirtschaftskommission nicht rechtzei- 
tig einberufen werden kann, so hat der Vorsitzende 
in dringenden Fällen die nötigen Anordnungen zu 
treffen und hierüber bei der nächsten Sitzung der 
Kommission zu berichten. 


ARTIKEL II. 


Bewirtschaftung. 


§ 4. 
Gegenseitige Hilfeleistung in der Gemeinde. 


Der Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeitskräf- 
ten ist in erster Linie durch freiwillige Hilfeleistung 
zu decken. 


Soweit dies nicht möglich ist, hat die Wirt- 
schaffskommission die notwendigen Arbeitskräfte zu- 
zuweisen. Auf Anordnung der Kommission ist jede 
in der Gemeinde ansässige Person männlichen oder 
weiblichen Geschlechtes verpflichtet, Feldarbeiten in 
der Gemeinde zu leisten. 


Ausgenommen sind: 
1. Seelsorger Ärzte, Hebammen und Personen, 


die im öffentlichen Dienste stehen oder in der Kran- 
kenpflege beschäftigt sind; 
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2. Personen, die wegen ihres Gesundheitszustan- 
des zu den in Betracht kommenden Landwirtschaft. 
chen Arbeiten nicht geeignet sind; 


3. selbständige Landwirte und ihre Bediensteten, 
soweit sie im eigenen Betriebe mit gleichen Arbeiten 
beschäftigt sind; 


4. Inhaber landwirtschaftlicher, gewerblicher 
oder sonstiger Betriebe sowie ihre Beschäftigten, so- 
weit sie für die Aufrechterhaltung des Betriebes un- 
entbehrlich sind. 


§ 5. 


Zugkräfte, Maschinen und. Geräte. 


Die Wirtschaftskommission entscheidet, welche 
Zugkräfte, Maschinen oder Geräte in einem Wirtschafts, 
betriebe entbehrlich sind und kann verfügen, daß die- 
se Behelie einem hilisbedüritigen Betriebe in dersel- 
ben Gemeinde überlassen werden. 


S 6. 


Hilfeleistung zwischen verschiedenen 
Gemeinden. 


Der Kreiskommandant ist ermächtigt zu verfü- 
gen, daß Arbeitskräfte, Zugkräite, Maschinen und Ge- 
räte, die innerhalb einer Gemeinde entbehrlich sind, 
an hilisbedüritige Betriebe in einer anderen Gemein- 
de überlassen werden. 


SJ. 
Entlohnung. 


Die Arbeitsleistung sowie die Beistellung von 
Zugkräiten, Maschinen und Geräten ist in der Regel 
unentgeltlich. 


Personen, die vom Tag- oder Wochenlohne le- 
ben oder sonst mit ihrem Lebensunterhalte auf eine 
Entlohnung angewiesen sind, gebührt eine vom Kreis- 
kommandant festzusetzende Entlohnung. Ebenso be- 
stimmt der Kreikommandant die Vergütungen, die in 
rücksichtswürdigen Fällen für die Beistellung von 
Zugkräiten, Maschinen und Geräten zu gewähren 


sind. 


Personen, die Anspruch aut Entlohnung haben 
und Wirtschafftsbehelie, für deren Verwendung eine 
Vergütung zu gewähren ist, sind nach Möglichkeit 
auf Gütern zu verwenden, deren Eigentümer, Be- 
sitzer oder Nutznießer die Miel zur Entlohnung oder 
Vergütung besitzt. 


§ 8. 
Zwangsverwaltung. 


Verlassene Grundstücke werden von der Wirt- 
schafiskommission vertrauenswürdigen Personen 
(Zwangsverwaltern) zur Bebauung und Nutznießung 
übergeben. Zwangsverwalter können auch Gemeinden 
oder sonstige Körperschaften sein. Größere Komplexe, 
die auf diese Art nicht nutzbar gemacht werden kön- 
nen, nimmt das Kreiskommando für Rechnung der k. 
u. k. Militärverwaltung in Zwangsverwalfung. 


Die Zwangsverwaltung endet mit der Einbrin- 
gung der Ernte, Den. Zwangsverwaltern fällt der 
volie Ertrag der Grundstücke zu; sie haben jedoch 
alle mit der Bewirtschaftung verbundenen Auslagen zu 
fragen. 


Grundstücke, die am 15. April noch nicht be- 
baut sind, ohne daß der rationelle spätere Anbau gesi- 
chert ist, können auf Anordnung des Kreiskomman- 
dos für Rechnung des Grundeigentümers bebaut oder 
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Paragraphen 
in Zwangsverwaltung gegeben werden. 


S 9. 
Pilichten gegen den Grundbesitzer. 


Wenn jene Person, der über ein verlassenes 
Grundstück das Verfügungs-recht zusteht (Grundbe- 
sitzer), während der nach § 8 eingeleiteten Zwangs- 
verwaltung zurückkehrt, so hat ihm der Zwangsver- 
waiter die zum Lebensunterhalte bis zur nächtsjähri- 
gen Ernte unentbehrlichen Naturalien aus dem Ertra- 
ge des Grundstückes beizustellen. 

Der Grundbesitzer ist dagegen verptlichtet, beim 
Wirtschaffsbetriebe mitzuarbeiten; eine Entlohnung ge- 
bührt ihm hiefür nur insoweit, als sonst sein Lebens- 
unterhalt gefährdet wäre. 


Die Unterhaltspflicht erstreckt sich soweit der 
Ertrag des Grundstückes reicht, auch auf die bedüri- 
tigen Familienangehörigen des Grundbesitzers; diesel- 
ben sind in gleicher Weise, soweit sie arbeitstähig 
sind, zur Mitarbeit verpflichtet. 


Über die aus den Vorschriften dieses Paragra- 
phen enfspringenden Anschprüche entscheidet nach 
Anhörung der Wirtschaitskommission der Kreiskom- 


mandant endgiltig. 


ARTIKEL IV. 


Durchführungs- und Schlußbestimmungen. 


S 10. 
Rechenschaftsberichte. 


jede Wirtschafikommission hat dem Kreiskom- 
mando bis 10. Iuni eine tabellarische Übersicht über 
die Verwertung des Grundes in jeder Gemeinde, so- 
wie am 1. und 15. jedes Monates einen Bericht über 
Anbau, Saatenstand und, zur Erntezeit, über die Ern- 
te vorzulegen. 

Die Formularien der Tabellen und Berichte be- 
stimmt das Militärgeneralgouvernement. 


Sii 
Strafbestimmungen. 


Wer die in § 1 festgesetzten Pflichten in Bezug 
auf seine Grundstücke nich erfüllt, verliert den An- 
spruch auf Benützung und Ertrag des nicht oder 
mangelhaft bewirischafteten Grundstückes für die 
laufende Wirtschaitsperiode. Wenn die Unmöglichkeit, 
der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung nicht nachge- 
wiesen ist, wird überdies je nach der Größe des 
Grundstückes Geldstrafe bis zu zwanzigtausend Kro- 
nen oder Arrest bis zu einem Jahre vehängt. 


Jede andere Übertretung dieser Verordnung oder 
der auf Grund derselben erlassenen Anordnungen 
sowie die Vernachlässigung der Pflichten eines Mit- 
gliedes der Wirtschaftskommission, wird an Geld bis 
zu-tausend Kronen, bei Uneinbringlichkeit der Geldsiraie 
tmit Arrest bis zu drei Monaten bestraft. 

jenen Personen, die eine Unterstützung aus Mit- 
teln der k. u. k. Militärverwaltug beziehen, kann bei 
Verweigerung der freiwilligen oder der vorgeschriebe- 
nen Hilfeleistung nach §§ 4 bis 6 die Unterstützung 
entzogen werden. 

Die Abbüßung von Arreststrafen kann bis nach 
Beendigung bestimmter Feld- oder Erntearbeiten auf- 
geschoben werden. 


Die Entscheidungen, Verfügungen und Strafer- 
kenntnisse auf Grund dieses Paragraphen fällt das 
Kreiskommando. 


SR 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung fritt mit dem Tage der Kund- 
machung in Kraft. 


Erzherzog FRIEDRICH, FM, m. p. 


Nr. +10. 
4. 
An die landwirtschafitliche 
Bevölkerung. 


Zum Zwecke der Einbringung der. Ernte in der 
österr.-ung. Monarchie ist eine größere Anzahl land- 
wirtschaftlicher Arbeiter für die nächste Zeit erforderlich. 


Die Arbeitsbedingungen sind die denkbar besten. 


Mitnahme arbeitslähiger Familienangehöriger zu- 
lässig. 


Rückkehr bis zu Erntezeit in die Heimat 
Euch garantiert. 


wird 


Prämien für fleißige Arbeiter außer dem be- 
dungenen Lohne nach Beendigung der Ernte in Aus- 
sicht gestellt. 


Die Fürsorge für die Einhaltung aller Arbeitsbe- 
dingungen wird von den Regierungen der Monarchie 
übernommen. 


Landleutel Es bietet sich für Euch und Eure 
Angehörigen, die Ihr durch die kriegerischen Ereig- 
nisse viei geliten habt, eine günstige Verdienstmög- 
lichkeit bis zu jener Zeit, wo Ihr Eure eigene Ernte 
unter Dach und Fach bringen könnt. 


Zur Aufklärung über den abzuschließenden Ver- 
trag wird folgendes bekanntgegeben: 


Der Arbeiter verpflichtet sich zur Verrichfung 
landwirtschaitlicher Arbeiten lediglich bis zum Begin- 
ne der Erntezeit in der Heimat, d. i. bis zum 12, 15. 
oder spätestens bis zum 20, juli 1916. 


Dem Arbeiter steht es frei, zum Zwecke der 
Mitarbeit seine Frau und Kinder mitzunehmen, vor- 
ausgesetzt, daß diese arbeitsiähig sind. 


Für die rechtzeitige Rückbeiörderung in die Hei- 
mat wird garantiert. 


Beim Antritte der Reise erhält jeder Arbeiter ein 
Handgeld von 5 Kronen, die Hin- und Rückreise ist 
unentgeltlich. 


Überdies bekommt jeder Arbeiter: 


1. Volle Verpilegung wärend der ganzen Dau- 
er der Reise und während der ganzen Arbeitszeit, 


2. Anständige Unterkunft, dann Brennmaterial 


zum Kochen. 


? 3. An Lohn für die faktische 12-stündige Arbeits- 
zeit täglich nebst der Verpilegung: 


a) für Männer und kräftige Burschen, die mähen 
können 2.09 K 


Nr. 10. 

b) für Frauen, Mädchen und Burschen 1.60 K 
Für Überstunden erhält: 

a) jeder Mann ; : : 30 h 

b) jede Frau, jedes Mädchen und jeder 
Bursche : ; > ` 208, 


Brave und tüchtige Arbeiter bekommen überdies 
bei der Heimreise noch eine Prämie von 5 Kronen. 


nach- 
ganzen 


An Sonntagen werden die Arbeiter nur 
mittags beschäftigt und erhalten dafür den 
Taglohn. 

Arbeitsgerätschaften haben die Arbeiter wo- 
möglich mitzubringen. — Die Anwerbung und Ver- 
tragschließung erfolgt unter Leitung und Aufsicht 
der k. u. k. Militärverwaltung. 


Die Abtransporfierung der Arbeiter erfolgt durch 
Vertrauenspersonen, welche etwaige Beschwerden der 
Arbeiter den zuständigen Behörden zu übermitteln 
haben. — Die Einhaltung des Verdienstes wird von 
den Behörden garantiert. 

Landleutel Im eigenen Interesse, sowie im 
Interese der k. u. k. Monarchie, die für die besetzten 
Gebiete große Opfer bringt, erscheint es notwendig, 
daß von dieser Gelegenheit zu günstigen Verdienste 
möglichst großer Gebrauch gemacht wird. 


Es wird aufmerksam gemacht, daß sich arbeits- 


Gemeinde: 


Woch enga au 


ftir die Zeit vom BR 


Der Wochenausweis umfasst die Zeitvom Sonn-tag 
bis Samstag inclusive und hat am Dienstag zugleich 
mit dem vorerwähnten summarischen Ausweise beim 
k. u. k. Kreiskommando einzutrefien. 

Für jede ansteckende Krankheit ist ein separater 
namentlicher Wochenausweis einzusenden, wobei be- 
sonderes Augenmerk der Rubrik 2 zuzuwenden ist. 


> Wohnort Vor- und = | Beschäfti- 
= z (Dorf, Ort- Zuname = gung (bei 
3,8 | schaft) Haus _ ‚Kindern Be- 
5 Nr. «æ schäftigung 
z der Eltern) 


| 


über die zur Anzeige gelangten Fällen von 


Verblieben! Neuer- | Ge- Ge- 

aus der | krankt | nesen | storben 

Woche Anmerkung 
von bis am am am 


9. 


fähige Personen, die ihre Teilnahme verweigern, der 
Gefahr aussetzen in eine Arbeiterabteilung innerhalb 
des k. u. k. Okkupationsgebietes eingeteilt zu werden, 
wobei ihre Rückkehr zu einer bestimmten Zeit, z. B. 
zu Beginn der Ernte, ganz und gar nicht gesichert 
ist; die Lohnbedingungen sind daselbst viel ungün- 
stiger, und die Mitnahme der Familienangehörigen, er- 
scheint unzulässig. 


Die k. u. k. Militärwerwaltung erwartet deshalb 
auf das bestimmteste, daß die arbeitsfähige, landwirt- 
schaftliche Bevölkerung in eigenem Interesse dieser 
Aufforderung in weitestem Maße Folge leisten wird. 


Lublin, im Mai 1916. 


K. u. k. Militär-General-Gouvernement. 


5. 
Wochenseuchen raporte der Gemeinden. 


Ausser den bereits bestehenden summarischen 
Wochenseuchenrapporten sind die Gemeindeämter 
noch verpflichtet namentliche Wochenausweise der an 
ansteckenden Krankheiten Erkrankten, welche im Ge- 
meindegebiet volkommen, dem k. u. k. Kreiskommando 
nach folgendem Muster einzusenden: 


sweis 


Die Rubriken 6, 7, 8 u. 9 des namentlichen Aus- 
weises müssen mit den entsprechenden Rubriken des 
summarischen Wochenausweises übereinstimmen. 
Die Gemeinden, in welchen Ärzte und Feldschere 
wohnen, werden denselben je zwanzig Drucksorten 
abtreten; diese Drucksorten werden von Ärzten und 
Feldscheren zur Anzeige der ansteckenden Krank- 


10. 


heitsfällen dem k. u. k. Kreiskommando und der Ge- 
meinde benützt. 


6. 
Verbrauchsabgabe im Okkupationsgebieie. 


Das k. u. k. Militfärgeneralgouvernement in Lu- 
blin hat mit dem Erlaße vom 4 Mai 1916 
Nr. 26869.116 F. A. verordnet wie folgt: 


1. Presshefe inländischer und ausländischer 
Provenienz ist der Verbrauchsabgabe zu unterziehen 
und zwar nach dem EINHEITLICHEN Steuersatze-wie 
im deutschen Okkupationsgebiete—per 32 (zwei und 
dreißig) Kopeken vom rußischen Pfunde. 


Die Versteuerung der Preßhefe hat unter Ver, 
wendung von Banderollen zu erfolgen. Bei der Ban. 
derollierung der im Okkupationsgebiete erzeugten Preß- 
hefe ist gemäß Bestimmungen des geltenden ruß- 
Verzehrungssteuergesetzes vorzugehen. 


Die eingeführten Preßhefensteuerungen werden 
seitens des Zollamtes an die Finanzwachabteilung in 
Strzemieszyce behufs Banderollierung gewiesen. 


IL Verbrauchsabgaben für eingeführte Zünd- 
hölzchen, Zigarettenhülsen und Zigarettenpapier wer- 
den nicht eingehoben, solange diese Artikel auch im 
deutschen Okkupationsgebiete der Verbrauchsabgabe 
nicht unterworfen sind. 


Die im Inlande erzeugten Zigareffenhülsen und 
Zigarettenpapier werden auch der Verbrauchsabgabe 
nicht unterworfen, nachdem derzeit aus dem Auslan- 
de nur in Ballen und Rollen eingeführtes Zigaretten- 
papier erst im Okkupationsgebiefe zu Bücheln und 
Hülsen konfektioniert wird. 


Bei diesen Artikeln ist die Behaltung mit einer 
Verbrauchsabgabe in dem festgesetzten Zollsatze als 
inbegriffen anzusehen. 


III. Diese Verordnung fritt vom 
in Kraft. 


15. Mai 1916 


Von der vor diesem Zeifpunkte in Verkehr ge- 
setzten Preßhefe, die nicht dem im Punkte 1 
erwähnten Satze versteuert wurde und welche am 16, 
Mai 1916, nach im Verkaufsstellen oder in Transporte, 
sich befinden wird, ist eine Ergänzungs-Nachtrags- 
steuer deren Höhe der Differenz zwischen dem bis- 
herigen und gegenwärtigen Neuersatze gleich kommt, 
einzuheben. 


Bis zum Einlangen der Banderollen sind die in Be- 
tracht kommenden Erzeugnisse auch eine andere Art 
entsprechend zu bezeichnen und die entfallende 
Banderpliensteuer im. Baren einzuheben. 


Nr. 10, 
2. 


Grenzpolizei-Waffengebrauch. 
Auf M. G. G. Erlass B. 2333916 vom 28. April 1916. 


An einem Grenzpunkte wurde ein Insasse des 
Okkupationsgebietes, welcher dem Aufrufe zum Ste- 
henbleiben keine Folge leistete, von Gendarmen an- 
geschosen und hiebei derart schwer verwundet, daß 
er der Verletzung erlag. 


Diesen Vorfall gebe ich der Bevölkerung mit 
der gleichzeitigen Warnung bekannt, daß die Grenz- 
wachorgane berechtigt sind, im Falle der Nichtbeiol- 
gung ihrer Anordnungen von der Waffe Gebrauch zu 
machen. 


Aviso. 


Die Auskunitstelle des k. u. k. Mil. Gen. Gouv, 
in Krakau amtierf jetzt am Ringplatz, Linie C-D. 
Nr. 19, Telegrammadresse und Telephonnummer bleibt 
unverändert. 


9, 


K. u. k. Heeresbahn Nord, Sammeistelie 
für Fundgegenstände, 
IV. Nr. 26355) 1916. 


Die k. u. k. Heeresbahn Nord ist der österr. 
Ausgleichstelle Wien, Westbahnhof für überzählige 
Güter, Gepäckstüke und Fundgegenstände beigetreten. 


Als Sammelstelle für Fundgegenstände ist die 
Heeresbahnsstation Radom bestimmt worden. Dies- 
bezügliche Reklamationen sind an das Kommando 
der k. u. k. Heeresbahn Nord Radom zu richten. 


10. 


Rubelialsifikate, Ausforschung. 


Beim Gerichte des k. u. k. Kreiskommandos in 


. Olkusz befindet sich ein gewisser Johan SITEK, 40 


Jahre alt, in Zawada, Bezirk Częstochowa, geb., in Haft, 
weil in seinem Bezitze zwei Rubeltalsifikate vorgefun- 
den wurden. Sitek gibt an, er habe dieselben bereits im 


. Jahre 1913 am [ahrmarkte in Wolbrom beim Geld- 


wechseln von einem unbekannten Juden erhalten. 


Die Falsifikate sind nach einer von echter Mün- 
ze hergestellten Form, aus unechtem, wahrscheinlich 


Nr. 10. 


Britanniemetall, gegossen, tragen die Jahreszahl 1899, 
haben einen matten Glanz, fühlen sich fettig an, die 
Randschrift ist undeutlich, stellenweise gar nicht vor- 
handen, 


jene Behörden und Gendarmeriekommanden, wel- 
che den Umlauf. von Rubelialsifikaten konstatiert ha- 
ben, haben die näheren Umstände anher zu melden 
und vorhandene Falsifikate einzusenden. 


11. 
Evakuierte, Ausiorschung. 


Nachbenannte im Kreise Olkusz untergebrachten 


TE 


Evakuierten aus Maniewicze suchen ihre Angehöri- 
gen und zwar: 


1. Aleksiej Szwec sucht seine Ehegatfin Wasia 
und seinen Sohn Michael; 


2. Olena Szyszolik sucht seine Gattin Lohwin. 


Die Gendarmerie-Posten-Kommandos und die Ge- 
meinde-Vorstehungen werden aufgefordert, nach den Ge- 
nannten zu forschen und das Resultat dem hiesigen k. 
u. k. Kreiskommando vorzulegen. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 


Valerian FEHMEL, 


Oberst, m. p. 
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